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Dieser Runderlass tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2022 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 844

2135

Ausbildung hauptberufl icher Feuerwehr-
angehöriger zu Gruppenführerinnen 

und Gruppenführern (Lehrgangsfolge B III);
Ausführungsvorschrift nach § 54 Absatz 3 

des Gesetzes über den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz

vom 17. Dezember 2015
Runderlass des Ministeriums für Inneres 

und Kommunales 
vom 2. Dezember 2016

1
Ausbildung hauptberufl icher Feuerwehrangehöriger zu 
Gruppenführerinnen und Gruppenführern

Die Ausbildung hauptberufl icher Feuerwehrangehöriger 
zu Gruppenführerinnen und Gruppenführern wird in 
Form einer modularen B III – Lehrgangsfolge am Institut 
der Feuerwehr NRW angeboten.

Die Lehrgangsfolge B III besteht aus den Modulen

a)   „Gruppenführer-Basislehrgang“ – B III – Modul GF-
Basis (zehn Tage),

b)   „Gruppenführer-Aufbaulehrgang“ – B III – Modul 
GF-Aufbau (zehn Tage),

c)   „Mitarbeiterführung“ – B III – Modul Mitarbeiter-
führung (fünf Tage),

d)   „Ausbilder in der Feuerwehr“ – B III – Modul Aus-
bilden (fünf Tage) und

e)   „Führen im ABC-Einsatz“ – B III – Modul ABC II 
(zehn Tage).

Die Musterausbildungspläne und Prüfungsrichtlinien 
der einzelnen Module werden in elektronischer Form in 
der jeweils neuesten gültigen Fassung unter 
www.idf.nrw.de veröffentlicht.

1.1
Das Institut der Feuerwehr NRW lässt die angemeldeten 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu, wenn sie folgende 
Teilnahmevoraussetzungen nachweisen:

a)  Ausbildung zum Truppführer (FwDV 2 Nummer 2.2),

b)   Ausbildung zum Sprechfunker (FwDV 2 Nummer 3.1),

c)   Ausbildung zum Atemschutzgeräteträger (FwDV 2 
Nummer 3.2),

d)   Ausbildung zum Maschinisten von Löschfahrzeugen 
(FwDV 2, Nummer 3.3),

e)   Sonderausbildung „ABC-Einsatz“ (FwDV 2, Num-
mer  3.5) oder alternativ Sonderausbildung „Gefähr-
liche Stoffe und Güter“ (Stufe I) und „Strahlen-
schutzeinsatz“ (Stufe I),

f)   umfassende Einsatzerfahrung als hauptberufl iche 
Feuerwehrangehörige und

g)  aktuelle Atemschutztauglichkeit nach G 26.3.

1.2
Wird die Prüfung im Gruppenführer-Basislehrgang nicht 
bestanden, kann diese einmalig wiederholt werden. Bei 
Nicht-Bestehen der Wiederholungsprüfung ist eine Teil-
nahme an den weiteren Modulen der B III – Lehrgangs-
folge nicht möglich. Der erneuten Meldung zur Lehr-
gangsfolge ist eine Stellungnahme des zuständigen 
Kreisbrandmeisters oder des zuständigen Leiters der Be-
rufsfeuerwehr beizufügen.

I.

2051

Polizeiliche Kriminalprävention
Runderlass des Ministeriums für Inneres 

und Kommunales 
– 42 – 62.02.01 –

vom 28. November 2016

Der Runderlass des Innenministeriums vom 28. Septem-
ber 2006 (MBl. NRW. S.  500), zuletzt geändert durch 
Runderlass vom 15. November 2011 (MBl. NRW. S.437), 
wird wie folgt geändert:

In Nummer  7 wird die Angabe „31. Dezember 2016“ 
durch die Angabe „31. Dezember 2017“ ersetzt.

Dieser Runderlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 844

2135

Truppmann-/Truppführer-Aus- und Fortbildung;
Ausführungsvorschrift nach § 54 Absatz 3 

des Gesetzes über den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz

vom 17. Dezember 2015 
zur Feuerwehrdienstvorschrift 2

Runderlass des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales

vom 2. Dezember 2016

1
Truppführerfortbildung

Gemäß §  54 Absatz  3 Satz  1 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophen-
schutz vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S.  886) setze 
ich die Truppführerfortbildung mit den Modulen 1 bis 3 
in Kraft. Von einer Veröffentlichung der Lerninhalte in 
Druckform im Ministerialblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen nehme ich wegen des Umfanges Abstand. Sie 
werden in elektronischer Form in der jeweils neuesten 
gültigen Fassung unter www.idf.nrw.de veröffentlicht.

1.1
Die Truppführerfortbildung ersetzt nicht die entspre-
chenden Lehrgänge der Feuerwehrdienstvorschrift 2 
oder Anteile hiervon für Einsatzkräfte, die für eine die-
ser Aufgaben vorgesehen sind.

1.2
Die Durchführung der Truppführerbildung obliegt ge-
mäß §  32 Absatz  1 des Gesetzes über den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz den Ge-
meinden und Kreisen.

2
Truppmann- und Truppführer-Ausbildung

Die Lernziele mit dem Stand 4. März 2002 setze ich hier-
mit in Kraft.

Von einer Veröffentlichung in Druckform im Ministerial-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen  nehme ich we-
gen des Umfangs Abstand. Sie werden in elektronischer 
Form in der jeweils neuesten gültigen Fassung unter 
www.idf.nrw.de veröffentlicht.

3
Inkrafttreten, Befristung

Dieser Runderlass tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt der Runderlass Gruppenführer-Ausbil-
dung und Truppmann/Truppführer-/Aus- und Fortbil-
dung vom 18. Dezember 2012 (MBI. NRW. S. 743) außer 
Kraft.
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Die Musterausbildungspläne und Prüfungsrichtlinien 
werden in elektronischer Form in der jeweils neusten 
gültigen Fassung unter www.idf.nrw.de veröffentlicht. 
Von einer Veröffentlichung in Druckform im Ministerial-
blatt für das Land Nordrhein-Westfalen (MBl. NRW.) 
wird wegen des Umfanges Abstand genommen.

1.1
Das Institut der Feuerwehr NRW lässt die angemeldeten 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zum Zugführer-Basis-
lehrgang zu, wenn sie folgende Teilnahmevoraussetzun-
gen nachweisen:

a)   Erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zum Grup-
penführer (FwDV 2, Nummer 4.1),

b)  Atemschutztauglichkeit nach G 26.3 zum Zeitpunkt 
des Lehrganges,

c)   Erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zum Sprech-
funker (FwDV 2, Nummer 3.1),

d)   Erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zum Atem-
schutzgeräteträger (FwDV 2, Nummer 3.2),

e)   Erfolgreich abgeschlossene Ausbildung zum Maschi-
nisten von Löschfahrzeugen (FwDV 2, Nummer 3.3),

f)   Erfolgreich abgeschlossene Sonderausbildung „ABC-
Einsatz“ (FwDV 2, Nummer  3.5) oder ersatzweise 
„Gefährliche Stoffe und Güter – Stufe 1“ und „Strah-
lenschutz – Stufe 1“,

g)   Beförderung zur Ober- oder Hauptbrandmeisterin 
oder zum Ober- oder Hauptbrandmeister und

h)   Insbesondere im Einsatz erworbene Erfahrung in den 
oben genannten Tätigkeitsbereichen.

1.2
Abweichend von den vorstehenden Regelungen kann zu-
gelassen werden, wer die Sonderausbildung „ABC-Ein-
satz“ (FwDV 2 Nr. 3.5) und/oder „Maschinist“ (FwDV 2 
Nr. 3.3) bisher nicht erfolgreich abgeschlossen, jedoch an 
den Modulen 1 „ABC-Einsatz“ und/oder 2 „Aufgaben 
des Maschinisten und die Verwendung von Feuerlösch-
kreiselpumpen“ der Fortbildung für Truppführer (TF (F)) 
teilgenommen und die jeweils zugehörige Lernerfolgs-
kontrolle mit Erfolg absolviert hat.

1.3
Das Institut der Feuerwehr NRW lässt die angemeldeten 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zum Zugführer-Auf-
baulehrgang zu, wenn sie am Zugführer-Basislehrgang 
erfolgreich teilgenommen haben. Zwischen den Lehrgän-
gen soll eine mindestens einjährige praktische Erpro-
bungsphase als Zugführer absolviert werden. Weitere Vo-
raussetzung ist die aktuelle Atemschutztauglichkeit 
nach GUV G26.3.

1.4
Nach erfolgreicher Absolvierung des Zugführer-Basis-
lehrganges ist eine Ausbildung zum Zugführer (Freiwil-
lige Feuerwehr) gegeben. Nach Absolvierung des Zug-
führer-Aufbaulehrganges ist zusätzlich eine Qualifi zie-
rung auch für besondere Einsatzsituationen gegeben. 
Der Zugführer-Aufbaulehrgang ist Voraussetzung für 
eine spätere Teilnahme am Lehrgang Verbandsführer 
F/B V-I.

2
Inkrafttreten/Befristung

Dieser Runderlass tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt der Runderlass Zugführerausbildung 
der Freiwilligen Feuerwehren vom 24. Oktober 2007 
(MBl. NRW. S. 740) außer Kraft.

Dieser Runderlass tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2022 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 845

1.3
Gemeldete Teilnehmer für die B III – Lehrgangsfolge 
können bei Nachweis entsprechender Qualifi kationen 
von der Teilnahme an den Modulen befreit werden. Anre-
chenbar sind:

a)   Qualifi kation als „Gruppenführer“ (Gruppenführer-
Basislehrgang oder Lehrgang F III) für das Modul 
„Gruppenführer-Basislehrgang“,

b)   Qualifi kation zum „Führen im ABC-Einsatz“ im 
Lehrgang F/B ABC III für das Modul „Führen im 
ABC-Einsatz“,

c)   Kompetenz aus den Seminaren „Mitarbeiterführung“ 
und „Mitarbeiterführung (Ergänzung)“ für das Mo-
dul „Mitarbeiterführung“ und

d)   Qualifi kation als „Ausbilder in der Feuerwehr“ im 
Lehrgang F Ausbilder für das Modul „Ausbilder in 
der Feuerwehr“; als gleichwertig anzusehen sind Aus-
bildungen in Methodik/Didaktik von mindestens ei-
ner Woche Dauer, wie zum Beispiel:

 aa)  Lehrgänge F/B Kreisausbilder (bis 1998)

 bb)  Ausbildung zum Lehr-Rettungsassistenten

 cc)   Ausbildung zum Ausbilder in der berufl ichen 
Ausbildung (zum Beispiel Handwerksmeister)

 dd)   Ausbildung zum Ausbilder in der öffentlichen 
Verwaltung, der Bundeswehr oder Ähnliches

 ee)  Ausbildung zum Lehrer an öffentlichen Schulen

 ff)   Ausbildereignungsprüfung nach Ausbildereig-
nungsverordnung vom 21. Januar 2009 (BGBl.  I 
S. 88).

Die freiwerdenden Plätze in den Modulen werden an an-
dere Personen zugeteilt.

1.4
Nach erfolgreichem Abschluss aller Module oder ent-
sprechendem Nachweis der vorhandenen Qualifi kationen 
erhält der Teilnehmer eine entsprechende Bescheinigung.

2
Inkrafttreten, Befristung

Dieser Runderlass tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt der Runderlass Ausbildung hauptberuf-
licher Feuerwehrangehöriger zu Gruppenführerinnen 
und Gruppenführern vom 28. Oktober 2013 (MBI. NRW. 
S. 516) außer Kraft.

Dieser Runderlass tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2022 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 844

2135

Zugführerausbildung 
der Freiwilligen Feuerwehren;

Ausführungsvorschrift nach § 54 Absatz 3 
des Gesetzes über den Brandschutz, 

die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz
vom 17. Dezember 2015 zur Feuerwehr-

dienst vorschrift 2 – FwDV 2
Runderlass des Ministeriums für Inneres 

und Kommunales 
vom 2. Dezember 2016

1
Einführung eines zehntägigen Zugführer-Basislehrgan-
ges und eines fünftägigen Zugführer-Aufbaulehrganges 
für die Freiwilligen Feuerwehren am Institut der Feuer-
wehr NRW (IdF NRW)

Ab dem Jahr 2017 wird die Zugführerausbildung der 
Freiwilligen Feuerwehren am Institut der Feuerwehr 
NRW ausschließlich in Form von Basis- und Aufbaulehr-
gängen angeboten.
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2180

Bekanntmachung
gemäß § 7 Absatz 1 des Vereinsgesetzes über 

die Unanfechtbarkeit des Verbots der Vereinigung 
„Nationale Sozialisten Chemnitz“

und Gläubigeraufruf
Bekanntmachung des Ministeriums für Inneres 

und Kommunales – 402-57.07.12 –
vom 25. November 2016

Das Verbot des Sächsischen Staatsministeriums des In-
nern vom 20. März 2014 der Vereinigung „Nationale 
 Sozialisten Chemnitz“ (auch „IG Chemnitzer Stadtge-
schichte“ und „Raus in die Zukunft“ wurde im 
Bundesanzeiger (BAnzAT 10.04.2014 B10) bekannt ge-
macht.

Die gegen das Verbot gerichtete Klage wurde vom 
 Sächsischen Oberverwaltungsgericht durch Urteil vom 
8.  September 2016 abgewiesen und die Revision gegen 
das Urteil nicht zugelassen. Das Urteil ist somit unan-
fechtbar geworden.

Der verfügende Teil des Verbots wird gemäß § 7 Absatz 1 
des Vereinsgesetzes vom 5. August 1964 (BGBl. I S. 593), 
das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 26. Juli 
2016 (BGBl. I S. 1818) geändert worden ist, nochmals be-
kannt gegeben:

Verfügung:

1.  Die Vereinigung „Nationale Sozialisten Chemnitz“ 
(auch handelnd und auftretend unter der Bezeich-
nung „Interessengemeinschaft Chemnitzer Stadtge-
schichte“ und als Aktionsgruppe „Raus in die Zu-
kunft“, im Folgenden Nationale Sozialisten Chemnitz) 
richtet sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung. 

2.  Die Vereinigung Nationale Sozialisten Chemnitz ist 
verboten. Die Vereinigung wird aufgelöst.

3.  Es ist verboten, Ersatzorganisationen für die Vereini-
gung Nationale Sozialisten Chemnitz zu bilden oder 
bestehende Organisationen als Ersatzorganisationen 
fortzuführen.

4.  Der Betrieb der Internetseiten der Vereinigung wird 
eingestellt. Es handelt sich insbesondere um fol-
gende  Internetseiten: www.5maerz.de, www.geden-
ken-chemnitz.de, www.mauerbluemchen.org. Ferner 
sind sämtliche Benutzerkonten der Vereinigung in 
 allen sozialen Netzwerken zu schließen.

5.  Kennzeichen der Vereinigung Nationale Sozialisten 
Chemnitz und im Rahmen ihrer Kampagnen oder un-
ter Aliasnamen genutzte Signets dürfen für die Dauer 
der Vollziehbarkeit des Verbots nicht mehr öffentlich, 
in einer Versammlung oder in Schriften, Ton- oder 
Bildträgern, Abbildungen oder Darstellungen, die 
verbreitet werden oder zur Verbreitung bestimmt 
sind, verwendet werden.

6.  Das Vermögen der Vereinigung Nationale Sozialisten 
Chemnitz wird beschlagnahmt und eingezogen.

7.  Forderungen Dritter werden beschlagnahmt und ein-
gezogen, soweit die Einziehung in § 12 Abs. 1 Vereins-
gesetz vorgesehen ist.

8.  Sachen Dritter werden beschlagnahmt und eingezo-
gen, soweit der Berechtigte durch Überlassung der 
Sachen an die Vereinigung deren verfassungswidrige 
Bestrebungen vorsätzlich gefördert hat oder die Sa-
chen zur Förderung dieser Bestrebungen bestimmt 
sind.

9.  Die Verfügung ist sofort vollziehbar. Das gilt nicht für 
die in Nummer 6 bis 8 getroffenen Einziehungsrege-
lungen.

Gläubigeraufruf

Die Gläubiger des verbotenen Vereins werden nach § 15 
Absatz 1 der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes 
zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts vom 28. Juli 
1966 (BGBl.  I S.  457), die zuletzt durch Artikel 6 Ab-
satz  1 des Gesetzes vom 22. August 2002 (BGBl.  I 
S. 3390) geändert worden ist, aufgefordert,

2135

Gruppenführer-Basislehrgang;
Ausführungsvorschrift nach § 54 Absatz 3 

des Gesetzes über den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz

vom 17. Dezember 2015 zur Feuerwehr-
dienstvorschrift 2

Runderlass des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales 

vom 2. Dezember 2016

1
Gruppenführer-Basislehrgang

Der zehntägige Gruppenführer-Basislehrgang wird am 
Institut der Feuerwehr NRW angeboten. Eine Aufgliede-
rung in zwei fünftägige Teile ist möglich, wobei der zeit-
liche Abstand zwischen den Teilen nicht mehr als 12 Mo-
nate betragen soll. Die Musterausbildungspläne und 
Prüfungsrichtlinien werden in elektronischer Form in 
der jeweils neuesten gültigen Fassung unter www.idf.
nrw.de veröffentlicht.

1.1
Das Institut der Feuerwehr NRW lässt die angemeldeten 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu, wenn sie folgende 
Vorbildungsvoraussetzungen nachweisen:

a)   Ausbildung zum Truppmann (Feuerwehrdienstvor-
schrift 2 Nummer 2.1),

b)   Ausbildung zum Sprechfunker (Feuerwehrdienstvor-
schrift 2 Nummer 3.1),

c)   Ausbildung zum Atemschutzgeräteträger (Feuerwehr-
dienstvorschrift 2 Nummer 3.2),

d)   Ausbildung zum Truppführer (Feuerwehrdienstvor-
schrift 2 Nummer 2.2),

e)   Fortbildungsmaßnahme als Truppführer mit einer 
Dauer von 40 Std. (Module 1 bis 3) der Truppführer-
fortbildung (alternativ siehe Nummer 1.2),

f)   die Beförderung zum Unterbrandmeisterin oder zum 
Unterbrandmeister und

g)  aktuelle Atemschutztauglichkeit nach G 26.3.

1.2
Zum Gruppenführer-Basislehrgang kann alternativ zu-
gelassen werden, wer die Ausbildung „ABC−Einsatz“ 
(Feuerwehrdienstvorschrift 2 Nummer 3.5) und die Aus-
bildung „Maschinist“ (Feuerwehrdienstvorschrift 2 
Nummer 3.3) erfolgreich abgeschlossen hat.

Der Ausbildung „ABC−Einsatz“ ist die Kombination aus 
den Ausbildungen „Gefährliche Stoffe und Güter“ 
(Stufe I) und „Strahlenschutzeinsatz“ (Stufe I) gleichge-
stellt.

2
Inkrafttreten, Befristung

Dieser Runderlass tritt am 1. Januar 2017 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt der Runderlass Gruppenführer-Ausbil-
dung und Truppmann/Truppführer-/Aus- und Fortbil-
dung vom 18. Dezember 2012 (MBI. NRW. S. 743) außer 
Kraft.

Dieser Runderlass tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2022 außer Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 846
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 –  ihre Forderungen bis zum 1. Februar 2017 schrift-
lich unter Angabe des Betrages und des Grundes 
beim Sächsischen Staatsministerium des Innern, 
Wilhelm-Buck-Straße 2, 01097 Dresden anzumel-
den,

 –  ein im Falle der Insolvenz beanspruchtes Vorrecht 
anzugeben, soweit dieses Voraussetzung für eine 
vorzeitige Befriedigung nach § 16 Absatz 1 der Ver-
ordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Rege-
lung des öffentlichen Vereinsrechts ist,

 –  nach Möglichkeit urkundliche Beweisstücke oder 
Abschriften beizufügen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die bis 
zum 1. Februar 2017 nicht angemeldet werden, nach § 13 
Absatz 1 Satz 3 des Vereinsgesetzes erlöschen.

– MBl. NRW. 2016 S. 846

221

Richtlinie
zur Gewährung von Zuwendungen

zur institutionellen Förderung
an die außeruniversitären Forschungs-

einrichtungen der Johannes-Rau- 
Forschungsgemeinschaft

Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Innova-
tion, Wissenschaft und Forschung und des Ministeriums 

für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr
vom 29. November 2016

1
Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt nach Maßgabe 
dieser Richtlinie und den Verwaltungsvorschriften zu den 
§§  23, 44 der Landeshaushaltsordnung Zuwendungen 
zur institutionellen Förderung an die außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungs-
gemeinschaft.

Die Zuwendungen zur institutionellen Förderung werden 
zum Zwecke der Grundfi nanzierung der außeruniversi-
tären Forschungseinrichtungen der Johannes-Rau-For-
schungsgemeinschaft durch das Land gewährt.

Soweit nicht in dieser Förderrichtlinie etwas anderes be-
stimmt oder zugelassen ist, sind die Verwaltungsvor-
schriften zu den §§ 23, 44 Landeshaushaltsordnung un-
eingeschränkt anwendbar.

Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht 
nicht. Die Bewilligungsbehörde entscheidet über An-
träge auf Zuwendungen aufgrund ihres pfl ichtgemäßen 
Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2
Gegenstand der Förderung

Zuschüsse zur institutionellen Förderung von außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen der Johannes-Rau-
Forschungsgemeinschaft werden zur Deckung der zu-
wendungsfähigen Ausgaben der jeweiligen Einrichtung 
geleistet, soweit diese Einrichtung ihre zuwendungsfähi-
gen Ausgaben nicht durch eigene oder fremde Mittel zu 
decken vermag.

3
Zuwendungsempfänger

Empfänger von Zuwendungen können nur außeruniver-
sitäre Forschungseinrichtungen sein, die als wissen-
schaftliche Mitglieder der Johannes-Rau-Forschungsge-
meinschaft e.V. angehören.

4
Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
Arbeits- und Wirtschaftsplan

Grundlage für die Gewährung einer institutionellen Zu-
wendung ist ein Wirtschaftsplan, der sämtliche erwarte-
ten Einnahmen und Ausgaben der jeweiligen Einrich-
tung im Haushaltsjahr der beantragten Förderung 
abbildet. Die Mindestanforderungen an die Form des 
Wirtschaftsplans sind der Anlage zu dieser Richtlinie zu 
entnehmen.

Sofern eine Einrichtung nach den Regeln der kaufmän-
nischen Buchführung bucht, kann der Wirtschaftsplan 
dem jeweiligen Kontenplan entsprechen. In diesem Fall 
ist eine Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Aus-
gaben beizufügen.

Anlage des Wirtschaftsplans ist ein Arbeitsplan der an-
tragstellenden Einrichtung, der die Aufgaben, die Ar-
beitsziele und -ergebnisse sowie die geplanten Maßnah-
men zur Zielerreichung für das Haushaltsjahr der 
beantragten Förderung beschreibt und die zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs erforderlichen Angaben über den 
Ressourceneinsatz der verantwortlichen Arbeitseinheiten 
enthält.

4.2
Mehrere Zuwendungsgeber

Sollen für eine Einrichtung Zuwendungen zur institutio-
nellen Förderung sowohl vom Land als auch von anderen 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts bewilligt 
werden, so haben die Zuwendungsgeber vor der Bewilli-
gung ihr Einvernehmen gemäß Nummer 1.4 der Verwal-
tungsvorschriften zu §  44 Landeshaushaltsordnung so-
wie insbesondere im Hinblick auf die Anwendbarkeit 
dieser Richtlinie herbeizuführen.

5
Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1
Art und Form der Zuwendung

Die Zuwendungen werden im Wege der institutionellen 
Förderung als nicht rückzahlbare Zuschüsse zu den zu-
wendungsfähigen Ausgaben gewährt.

5.2
Finanzierungsart

Zuwendungen zur institutionellen Förderung von Ein-
richtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft 
werden im Wege der Fehlbedarfsfi nanzierung gewährt; 
die Zuwendung ist dabei auf einen Höchstbetrag zu be-
grenzen.

5.3
Bemessungsgrundlage

Unter der Maßgabe der Vereinbarkeit mit den Bestim-
mungen der Verwaltungsvorschriften zu den §§  23, 44 
Landeshaushaltsordnung gelten als zuwendungsfähige 
Ausgaben alle Ausgaben einer Einrichtung, die im Rah-
men des satzungsgemäßen Forschungs- und Entwick-
lungsbetriebs anfallen.

6
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1
Stellenübersicht

Die Stellenübersicht (in Gesamtzahl und Wertigkeit) ist 
im Rahmen der Zuwendung unter Einhaltung der jähr-
lich mit der Bewilligungsbehörde vereinbarten einrich-
tungsspezifi schen Kennzahlen, mit Ausnahme der außer-
tarifl ichen Beschäftigten, unverbindlich. Die Einhaltung 
der Kennzahlen ist im Verwendungsnachweis zu doku-
mentieren und nachzuweisen.

Die Stellen für Vorstandsmitglieder und außertarifl iche 
Angestellte (insbesondere wissenschaftliche und kauf-
männische Leitung) sind laut Stellenübersicht verbind-
lich. Der Abschluss und die Änderung von Verträgen mit 
Leitungspersonal bedürfen der vorherigen Zustimmung 
der Zuwendungsgeber.

Die weiteren Stellen für außertarifl iche Angestellte sind 
laut Stellenübersicht ebenfalls verbindlich. Mit Aus-
nahme des Leitungspersonals ist eine Nachbesetzung in-
nerhalb eines genehmigten Vergütungsniveaus ohne Zu-
stimmung der Zuwendungsgeber möglich.
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Das Besserstellungsverbot (vergleiche Nummer  1.3 
ANBest-I) ist zu beachten. Tarifgerechte Vergütungen 
sind aufgrund von Arbeitsplatzbeschreibungen und -be-
wertungen zu gewähren.

6.2
Mehrerträge

Mehrerträge aus Aufträgen und aus Lizenz- und Know-
how-Verträgen sowie zweckfreie Spenden werden nicht 
zuwendungsmindernd auf die Grundfi nanzierung ange-
rechnet, wenn sie zur Deckung von Ausgaben/Mehraus-
gaben im Rahmen des Forschungs- und Entwicklungs-
programmes verwendet werden. Soweit entsprechende 
Mehrerträge eine jährlich mit der Bewilligungsbehörde 
vereinbarte einrichtungsspezifi sche Obergrenze nicht 
überschreiten, bleiben sie ohne Anrechnung auf die 
Grundfi nanzierung im Folgejahr erhalten.

7
Verfahren

7.1
Antragsstellung

Der Antrag auf Zuwendung zur institutionellen Förde-
rung ist formlos zu stellen. Er ist der zuständigen Bewil-
ligungsbehörde oder einer von ihr benannten Stelle vor 
Ablauf des ersten Quartals des Haushaltsjahrs der bean-
tragten Förderung zuzuleiten.

7.2
Antragsunterlagen

Zusammen mit dem Antrag sind ein Wirtschaftsplan 
(einschließlich Arbeitsplan, Nummer  4.1) sowie eine 
Stellenübersicht (Nummer 6.1) vorzulegen.

8
Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt am 1. Januar 2017 in Kraft und am 
31. Dezember 2021 außer Kraft.
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Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen zur institutionellen Förderung
an die außeruniversitären Forschungseinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft

Anlage 1

Soll 201x
(1.000 €)

Soll 201x-1
(1.000 €)

Ist 201x-2
(1.000 €)

1. Einnahmen

1.1 Institutionelle Förderung

1.1.1 Eigene Mittel und Mittel nichtöffentlicher Stellen

1.1.2 Institutionelle Zuwendung des Landes NRW

1.1.3 Institutionelle Zuwendung weiterer Mittelgeber

Summe 1.1

1.2 Projektförderung, Aufträge, sonst. Drittmittel

1.2.1 Projektförderung - Land NRW

1.2.2 Projektförderung - weitere Mittelgeber

1.2.3 Aufträge

1.2.4 sonst. Drittmittel

Summe 1.2

Summe der Einnahmen

Wirtschaftsplan 201x

Seite 1 / 3
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Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen zur institutionellen Förderung
an die außeruniversitären Forschungseinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft

Anlage 1

Soll 201x
(1.000 €)

Soll 201x-1
(1.000 €)

Ist 201x-2
(1.000 €)Wirtschaftsplan 201x

2. Ausgaben

2.1 Institionelle Förderung

2.1.1 Personalausgaben

2.1.2 Sächliche Verwaltungsausgaben

Summe 2.1.1 - 2.1.2
(laufende Ausgaben - Betrieb)

2.1.3 Investitionen

Summe 2.1

2.2 Projektförderung, Aufträge, sonst. Drittmittel

2.2.1 Projektförderung - Land NRW

2.2.1.1 Personalausgaben

2.2.1.2 Sächliche Verwaltungsausgaben

Summe 2.2.1

2.2.2 Projektförderung - weitere Mittelgeber

2.2.2.1 Personalausgaben

2.2.2.2 Sächliche Verwaltungsausgaben

Summe 2.2.2

2.2.3 Aufträge

Personalausgaben

Sächliche Verwaltungsausgaben

Summe 2.2.3

Seite 2 / 3
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Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen zur institutionellen Förderung
an die außeruniversitären Forschungseinrichtungen der Johannes-Rau-Forschungsgemeinschaft

Anlage 1

Soll 201x
(1.000 €)

Soll 201x-1
(1.000 €)

Ist 201x-2
(1.000 €)Wirtschaftsplan 201x

2.2.4 sonst. Drittmittel

Personalausgaben

Sächliche Verwaltungsausgaben

Summe 2.2.4

Summe 2.2

Summe der Ausgaben

davon Personalausgaben

davon Sächliche Verwaltungsausgaben

davon Investitionen

Seite 3 / 3
– MBl. NRW. 2016 S. 847
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Prüfungsordnung
der Sparkassenakademie Nordrhein-Westfalen

für den Studiengang Sparkassenfachwirt 
für Kundenberatung

vom 23. Mai 2016

Die Sparkassenakademie Nordrhein-Westfalen, Anstalt 
des öffentlichen Rechts, erlässt aufgrund des §  4 Ab-
satz  2 und des §  7 Sparkassenakademiegesetz Nord-
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. Juli 2013 (GV. NRW. S.  490) in Verbindung mit 
§§  2 Nummer 2.2, 11  Nummer 11.2.3 und 16 Nummer 
16.2 der Satzung der Sparkassenakademie Nordrhein-
Westfalen vom 18. November 2013 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Februar 2015 (MBl. NRW. S. 69) 
folgende Prüfungsordnung: 

Inhaltsübersicht

I. Prüfungsart und Prüfungsausschüsse

§ 1 Art der Prüfungen

§ 2 Zweck und Ziel der Prüfungen

§ 3 Prüfungsausschüsse

§ 4 Zusammensetzung und Berufung

§ 5 Ausschluss, Befangenheit

§ 6 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

§ 7 Verschwiegenheit

II. Vorbereitung und Durchführung von Prüfungen

§ 8 Prüfungstermine

§ 9  Zulassung zur Prüfung Sparkassenfachwirt für 
Kundenberatung

§ 10 Gliederung und Durchführung der Prüfungen

§ 11 Bewertungsmaßstab

§ 12 Schriftliche Prüfungen

§ 13  Schriftliche Arbeit der Prüfung Sparkassenfach-
wirt für Kundenberatung

§ 14 Bestandene und nicht bestandene Prüfungsarbeit

§ 15 Aufsicht bei der schriftlichen Prüfung

§ 16 Beurteilung der schriftlichen Prüfungsleistungen

§ 17 Mündliche Prüfungen

§ 18 Nicht bestandene mündliche Prüfungen

§ 19  Täuschungsversuch und ordnungswidriges 
 Verhalten

§ 20 Feststellung des Gesamtergebnisses

§ 21 Beurkundung des Prüfungshergangs

§ 22 Zeugnis

§ 23 Einsicht in die Prüfungsunterlagen

§ 24 Krankheit, Rücktritt, Versäumnis

§ 25 Aufbewahrung der Prüfungsakten

§ 26 Übergangsvorschriften

§ 27 Inkrafttreten

I.
Prüfungsart und Prüfungsausschüsse

§ 1
Art der Prüfungen

(1) Die Sparkassenakademie Nordrhein-Westfalen (im 
Folgenden „Akademie“ genannt) führt den Studiengang 
Sparkassenfachwirt für Kundenberatung durch und 
nimmt hierbei die Prüfung ab.

(2) Die Funktionsbezeichnungen in dieser Prüfungsord-
nung werden allein zur besseren Lesbarkeit der Regelun-
gen entweder in weiblicher oder männlicher Form ge-
führt. In jedem Fall sind stets beide Geschlechtsformen 
gemeint.

§ 2

Zweck und Ziel der Prüfungen

Durch die Prüfung Sparkassenfachwirt für Kundenbera-
tung soll festgestellt werden, ob der Prüfungsteilnehmer 
das Maß an Fach-, Methoden-, Sozial- und Selbstkompe-
tenzen sowie Verständnis für Zusammenhänge besitzt, 
das zur umfassenden Beratung von Privatkunden not-
wendig ist. Die erfolgreich abgelegte Prüfung führt zum 
Abschluss „Sparkassenfachwirt für Kundenberatung“.

§ 3

Prüfungsausschüsse

Die Akademie errichtet Prüfungsausschüsse für die 
Durchführung der Prüfung Sparkassenfachwirt für 
Kundenberatung.

§ 4

Zusammensetzung und Berufung

(1) Die Prüfungsausschüsse für die Durchführung der 
Prüfung Sparkassenfachwirt für Kundenberatung beste-
hen aus:

a)  einem Beauftragten der Arbeitgeber

b)  einem Beauftragten der Arbeitnehmer

c)  einem Beauftragten der Akademie

Der Beauftragte der Akademie soll entweder Mitglied 
des Vorstands der Akademie oder hauptberufl icher und 
in der berufl ichen Bildung tätiger Mitarbeiter der Aka-
demie sein.

(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben Stell-
vertreter. Der Beauftragte der Akademie kann von einem 
hauptberufl ichen und in der berufl ichen Bildung tätigen 
Mitarbeiter der Akademie oder einem nebenberufl ichen 
Dozenten vertreten werden.

(3) Die Mitglieder und ihre Stellvertreter müssen für die 
Prüfungsgebiete sachkundig und für die Mitwirkung im 
Prüfungswesen geeignet sein.

(4) Die Berufung der Mitglieder und stellvertretenden 
Mitglieder des Prüfungsausschusses erfolgt durch den 
Vorstand für längstens fünf Jahre.

(5) Die Beauftragten der Arbeitnehmer und deren Stell-
vertreter werden auf Vorschlag der im Einzugsgebiet der 
Akademie bestehenden Gewerkschaften und selbststän-
digen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- und 
berufspolitischer Zielsetzung berufen. Werden Mitglieder 
und stellvertretende Mitglieder nicht in ausreichender 
Zahl innerhalb einer von der Akademie festgesetzten an-
gemessenen Frist vorgeschlagen, so beruft der Vorstand 
insoweit nach pfl ichtgemäßem Ermessen.

(6) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der 
Prüfungsausschüsse können nach Anhören der an ihrer 
Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen 
werden.

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren 
Stellvertreter sind unabhängig und nur den für das Prü-
fungsverfahren geltenden Vorschriften unterworfen.

(8) Von Absatz 1 darf nur abgewichen werden, wenn an-
derenfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern des 
Prüfungsausschusses nicht berufen werden kann.

§ 5

Ausschluss, Befangenheit

Wenn infolge Ausschlusses (§ 20 VwVfG NRW) oder Be-
fangenheit (§ 21 VwVfG NRW) eine ordnungsgemäße Be-
setzung des Prüfungsausschusses nicht möglich ist, kann 
der Vorstand die Durchführung der Prüfung einem ande-
ren Prüfungsausschuss übertragen. Das Gleiche gilt, 
wenn eine objektive Durchführung der Prüfung aus an-
deren Gründen nicht gewährleistet ist.
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100 bis 92 
Punkte

sehr gut eine den Anforderungen in 
besonderem Maße entspre-
chende Leistung

unter 92 
bis 81 Punkte

gut eine den Anforderungen 
voll entsprechende Leis-
tung

unter 81
bis 67 Punkte

befriedigend eine den Anforderungen im 
Allgemeinen entsprechende 
Leistung

unter 67 
bis 50 Punkte

ausreichend eine Leistung, die zwar 
Mängel aufweist, aber im 
Ganzen den Anforderun-
gen noch entspricht

unter 50 
bis 30 Punkte

mangelhaft eine Leistung, die den An-
forderungen nicht ent-
spricht, jedoch erkennen 
lässt, dass gewisse Grund-
kenntnisse noch vorhanden 
sind

unter 30 
bis 0 Punkte

ungenügend eine Leistung, die den An-
forderungen nicht ent-
spricht und bei der selbst 
Grundkenntnisse fehlen

§ 12
Schriftliche Prüfungen

(1) Der Vorstand der Akademie setzt die Aufgabe oder 
Aufgaben der schriftlichen Prüfung fest. Die Aufgabe ist 
bzw. die Aufgaben sind geheim zu halten.

(2) Die Prüfungsarbeiten werden unter Anbringung ei-
ner Kenn-Nummer (ohne Angabe des Namens des betref-
fenden Prüfl ings) geschrieben und den Gutachtern vor-
gelegt. Nach Abgabe der Bewertung durch beide 
Gutachter, wird der Kenn-Nummer auf der Arbeit der 
Name des betreffenden Prüfl ings hinzugefügt. 

§ 13
Schriftliche Arbeit der Prüfung Sparkassenfachwirt 

für Kundenberatung

(1) Es ist eine Prüfungsarbeit als Fachklausur, Fallstudie 
oder Aufsatz anzufertigen. Die Prüfungsaufgaben kön-
nen sich auf alle Kenntnisse und Fertigkeiten beziehen, 
die gemäß Lehrplan vermittelt werden. Die Prüfungsauf-
gabe soll bzw. die Prüfungsaufgaben sollen anwendungs-
orientiert formuliert sein.

(2) Die Bearbeitungszeit beträgt zwei Zeitstunden.

§ 14
Bestandene und nicht bestandene Prüfungsarbeit

(1) Die schriftliche Prüfungsleistung ist bestanden, wenn 
sie mit mindestens 50 Punkten bewertet wurde.

(2) Ist die schriftliche Prüfungsleistung mit weniger als 
50 Punkten bewertet worden, kann diese höchstens zwei-
mal wiederholt werden. Werden im ersten Wiederho-
lungsversuch wiederum weniger als 50 Punkte erreicht, 
kann ein zweiter Wiederholungsversuch erfolgen. Der 
Prüfungsteilnehmer muss den auf die Teilnahme an der 
Wiederholungsklausur gerichteten Antrag spätestens in-
nerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom Tage des Zu-
gangs der Mitteilung der nicht bestandenen Prüfungsar-
beit, stellen.

(3) Besteht der Prüfl ing die Prüfungsarbeit auch im Rah-
men der zweiten Wiederholung nicht oder ist die Frist 
für den Antrag auf eine Wiederholung der Prüfungsar-
beit (§ 14 Absatz 2 Satz 3) abgelaufen, so ist die Prüfung 
Sparkassenfachwirt für Kundenberatung endgültig nicht 
bestanden.

§ 15
Aufsicht bei der schriftlichen Prüfung

(1) Die Prüfungsarbeit wird unter Aufsicht angefertigt. 
Der Vorstand der Akademie bestimmt die Aufsichtfüh-
renden. Die Prüfl inge haben sich auf Verlangen des Auf-
sichtführenden über ihre Person auszuweisen.

§ 6
Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung

(1) Der Prüfungsausschuss wählt aus seiner Mitte je-
weils einen Vorsitzenden und regelt die Stellvertretung. 
Der Vorsitzende und die stellvertretenden Vorsitzenden 
sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehören.

(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn drei 
Mitglieder mitwirken.

(3) Die Beschlussfähigkeit setzt nicht voraus, dass alle 
drei Mitgliedergruppen bei der Beschlussfassung mitwir-
ken. Ist für eine bestimmte Gruppe weder ein Mitglied 
noch ein Stellvertreter vorhanden oder verfügbar, kann 
ausnahmsweise ein Mitglied oder ein Stellvertreter einer 
anderen Gruppe eingesetzt werden.

(4) Der Prüfungsausschuss beschließt mit Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden, im Falle seiner Verhinderung 
die des Stellvertreters, den Ausschlag.

§ 7
Verschwiegenheit

Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Prü-
fungsausschusses sowie sonstige mit der Prüfung befass-
ten Personen haben über alle Prüfungsvorgänge Dritten 
gegenüber Verschwiegenheit zu wahren. Ausnahmen von 
Satz 1 bedürfen der Einwilligung des Vorstands der Aka-
demie.

II.
Vorbereitung und Durchführung von Prüfungen

§ 8 
Prüfungstermine

Der Vorstand der Akademie setzt die Prüfungstermine 
fest und lädt die zu der Prüfung zugelassenen Prüfl inge 
ein. 

§ 9
Zulassung zur Prüfung Sparkassenfachwirt 

für Kundenberatung

(1) Die Zulassung zur Prüfung Sparkassenfachwirt für 
Kundenberatung setzt voraus, dass der Bewerber den auf 
die Prüfung vorbereitenden Unterricht regelmäßig be-
sucht hat.

(2) Der Bewerber gilt als zugelassen, wenn die Zulas-
sung nicht vor Beginn der Prüfung vom Vorstand der 
Akademie versagt wird. 

(3) Bei Ablehnung der Zulassung kann binnen einer Wo-
che nach Zustellung des ablehnenden Bescheides die 
Entscheidung des Prüfungsausschusses beantragt wer-
den.

§ 10
Gliederung und Durchführung der Prüfungen

(1) Die Prüfung Sparkassenfachwirt für Kundenbera-
tung gliedert sich in eine schriftliche sowie eine mündli-
che Prüfung. Die schriftliche Prüfung geht in der Regel 
der mündlichen Prüfung voraus.

(2) Termine für die Wiederholung von nicht bestandenen 
Prüfungsleistungen sollen regelmäßig in Zusammenhang 
mit den allgemeinen Prüfungsterminen anderer Studien-
gänge Sparkassenfachwirt für Kundenberatung ange-
setzt werden. 

§ 11
Bewertungsmaßstab

Für die Bewertung der einzelnen schriftlichen und 
mündlichen Prüfungsleistungen sowie für die Feststel-
lung des Gesamtergebnisses werden folgende Punkte 
und Noten erteilt: 
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Tage der Beendigung der nicht bestandenen mündlichen 
Prüfung an, erfolgen.

(3) Der Prüfungsteil ist vollständig zu wiederholen.

(4) Besteht der Prüfl ing die mündliche Prüfung auch im 
Rahmen der zweiten Wiederholung nicht oder ist die 
Frist für den Antrag auf eine Wiederholung der mündli-
chen Prüfung gemäß Absatz 2 abgelaufen, so ist die Prü-
fung Sparkassenfachwirt für Kundenberatung endgültig 
nicht bestanden. 

§ 19
Täuschungsversuch und ordnungswidriges Verhalten

(1) Prüfl inge, die eine Täuschung versuchen oder erheb-
lich gegen die Ordnung verstoßen, können von dem Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses von der Teilnahme an 
der weiteren Prüfung ausgeschlossen werden. Erfolgt der 
Täuschungsversuch bzw. der erhebliche Verstoß gegen die 
Ordnung bei der Anfertigung einer schriftlichen Arbeit, 
so kann der Aufsichtführende den Prüfl ing von der Fort-
setzung dieser Prüfungsarbeit ausschließen. Über die 
Teilnahme an der weiteren Prüfung entscheidet der Vor-
sitzende des Prüfungsausschusses.

(2) Über die Folgen eines Täuschungsversuches oder ei-
nes erheblichen Verstoßes gegen die Ordnung entscheidet 
der Prüfungsausschuss nach Anhören des Prüfl ings. Er 
kann nach der Schwere der Verfehlung die Wiederholung 
einzelner oder mehrerer Prüfungsleistungen anordnen 
oder die Prüfung für nicht bestanden erklären. Das Glei-
che gilt bei innerhalb eines Jahres nachträglich festge-
stellten Täuschungshandlungen.

§ 20
Feststellung des Gesamtergebnisses

(1) Der Prüfungsausschuss stellt fest, ob und mit wel-
chem Ergebnis die Prüfung bestanden ist. 

(2) Die Prüfung Sparkassenfachwirt für Kundenbera-
tung ist nicht bestanden, wenn in der mündlichen und in 
der schriftlichen Prüfung jeweils nicht mindestens 50 
Punkte erzielt wurden. 

(3) Bei der Prüfung Sparkassenfachwirt für Kundenbe-
ratung setzt sich das Gesamtergebnis aus dem Ergebnis 
der schriftlichen und der mündlichen Prüfung zusam-
men. Hierbei sind das Ergebnis der schriftlichen Prüfung 
mit 30 % und das Ergebnis der mündlichen Prüfung mit 
70 % zu gewichten. Beim Gesamtergebnis werden nur die 
ersten beiden Nachkommastellen ausgewiesen; weitere 
Stellen werden ohne Rundung gestrichen.

(4) Das Gesamtergebnis ist dem Prüfl ing unverzüglich 
nach dem Abschluss der Prüfung mitzuteilen.

§ 21
Beurkundung des Prüfungshergangs

Über den Gang und das Ergebnis der Prüfung wird eine 
Niederschrift gefertigt. Die Niederschrift muss enthal-
ten:

a) die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses

b) die zur Prüfung zugezogenen Dozenten/Trainer

c) sonstige Teilnehmer

d) die Bewertung der schriftlichen Arbeit

e) die Bewertung in der mündlichen Prüfung

f) das Gesamtergebnis 

g)  ggf. als Anlage die Bewertungsvorschläge der zugezo-
genen Dozenten/Trainer

§ 22
Zeugnis

(1) Besteht der Prüfl ing die Prüfung, erhält er ein Zeug-
nis, in dem das Ergebnis der schriftlichen Prüfung und 
das Ergebnis der mündlichen Prüfung sowie das Ge-
samtergebnis gemäß den Vorgaben des §  20 angegeben 
wird.

(2) Der Prüfungsaufgabensatz ist in einem verschlosse-
nen Umschlag aufzubewahren. Der Umschlag wird erst 
am Prüfungstag in Anwesenheit der Prüfl inge geöffnet. 
Bei der Prüfungsarbeit sind die Zeit, in der sie zu lösen 
ist, und die Hilfsmittel, die benutzt werden können, an-
zugeben. Die Prüfl inge sind auf die Folgen von Täu-
schungshandlungen und Ordnungsverstößen hinzuwei-
sen.

(3) Der Aufsichtführende fertigt eine Niederschrift über 
den Ablauf der schriftlichen Prüfung an und vermerkt in 
ihr jede Unregelmäßigkeit. Die abgegebenen Arbeiten 
sind von ihm in einem Umschlag zu verschließen und un-
mittelbar an das Prüfungssekretariat der Akademie zu 
übersenden.

§ 16
Beurteilung der schriftlichen Prüfungsleistungen

(1) Jede Prüfungsarbeit wird von zwei Gutachtern, die 
vom Vorstand der Akademie ausgewählt werden, beur-
teilt und mit einer Punktzahl (§ 11) bewertet. 

(2) Im Falle einer abweichenden Beurteilung sind die 
Gutachter gehalten, sich zu einigen. Kommt eine Eini-
gung nicht zustande, wird bei einer Abweichung von bis 
zu 5 Punkten der Mittelwert gebildet; Abweichungen von 
über 5 Punkten sind schriftlich gesondert zu begründen. 
Der Prüfungsausschuss ist an die Begutachtung der 
schriftlichen Arbeiten und eine erfolgte Mittelwertbil-
dung nicht gebunden. Nach der Begutachtung stehen die 
Prüfungsarbeiten allen Mitgliedern des Prüfungsaus-
schusses in den Geschäftsräumen der Sparkassenakade-
mie zur Einsichtnahme zur Verfügung. Jedes Mitglied ist 
berechtigt, eine von dem Urteil des Gutachters oder des 
Mitgutachters bzw. von dem Mittelwert abweichende 
 Beurteilung mit Begründung schriftlich zu vermerken. 
Bei abweichender Beurteilung legt der Prüfungsaus-
schuss abschließend die Punktzahl der Prü-fungsarbeit 
fest. Im Bedarfsfall kann der Prüfungsausschuss zuvor 
eine ergänzende Stellungnahme der Gutachter einholen. 

§ 17
Mündliche Prüfungen

(1) Die mündliche Prüfung wird durch den Prüfungsaus-
schuss abgenommen. Sie ist nicht öffentlich. Der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses ist jedoch berechtigt, 
Gäste zu der Prüfung zuzulassen, sofern der Prüfungs-
teilnehmer nicht widerspricht. Die Prüfl inge haben sich 
auf Verlangen des Vorsitzenden über ihre Person auszu-
weisen.

(2) Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestimmt 
auf Vorschlag des Vorstands der Akademie die Prüfer. Er 
kann auch Dozenten und Trainer, die nicht Mitglied des 
Prüfungsausschusses sind, beauftragen, Prüfungsfragen 
zu stellen und Bewertungsvorschläge zu machen. Der 
Prüfungsausschuss ist an Bewertungsvorschläge nicht 
gebunden.

(3) Bei der Beratung über das Prüfungsergebnis dürfen 
nur die Mitglieder des Prüfungsausschusses anwesend 
sein.

(4) Die mündliche Prüfung Sparkassenfachwirt für 
Kundenberatung besteht je Prüfungsteilnehmer aus ei-
nem simulierten Beratungsgespräch aus dem Bereich des 
Privatkundengeschäfts. Das Kundenberatungsgespräch 
soll einschließlich der Vorstellung der Fallanalyse und 
der Gesprächsziele nicht länger als 40 Minuten geführt 
werden; zur Vorbereitung werden dem Prüfl ing 30 Minu-
ten Zeit eingeräumt. Nach Durchführung des Kundenbe-
ratungsgesprächs hat der Prüfungsausschuss die Mög-
lichkeit, Fragen zu den fachlichen Inhalten der 
simulierten Kundenberatung zu stellen. Der Fragenteil 
soll 10 Minuten nicht übersteigen.

§ 18
Nicht bestandene mündliche Prüfungen

(1) Hat der Prüfl ing die mündliche Prüfung nicht be-
standen, kann die Prüfung zweimal wiederholt werden.

(2) Die Anmeldung zur Wiederholung der mündlichen 
Prüfung muss innerhalb von zwei Jahren, gerechnet vom 
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Festlegung abweichender Verfahrensfristen 
für den Antrag auf Erteilung der notwendigen 

Ausnahmegenehmigung gemäß § 8 Abs. 9 Satz 5 
APG DVO NRW und für die Erteilung von Fest-
setzungsbescheiden in den Jahren 2016 und 2017 

gemäß § 12 Abs. 3 Satz 3 APG DVO NRW
Allgemeinverfügung des Ministeriums für Gesundheit, 

Emanzipation, Pfl ege und Alter
vom 23. November 2016

In Ausübung der durch § 9 Absatz 3 der Verordnung zur 
Ausführung des Alten- und Pfl egegesetzes und § 92 SGB 
XI (APG DVO NRW) vom 21. Oktober 2014 (GV. NRW. 
S.  656) verliehenen Möglichkeit wird hiermit im Wege 
der Allgemeinverfügung:

1.  Die Frist des §  8  Abs.  9 Satz  5 APG DVO NRW auf 
„innerhalb von 6 Monaten nach Erhalt des Festset-
zungsbescheides“ (statt 1. Januar 2017) festgelegt. In-
nerhalb dieser Frist sind Anträge auf Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung zur Überschreitung der nach 
§  8 Abs.  3 APG DVO NRW zu berechnenden Ver-
gleichsmiete für den Zeitraum ab dem 1. Januar 2020 
zu stellen.

2.  Die Frist des § 12 Abs. 3 Satz 3 APG DVO NRW, die 
durch Allgemeinverfügung vom 20. April 2016 auf 
den 25. November 2016 verlängert wurde, wird für 
das Festsetzungsverfahren 2016/2017 auf den 31. Juli 
2017 festgelegt.

Diese Allgemeinverfügung gilt ab dem 23. November 
2016.

Begründung:
Gemäß § 9 Abs. 3 APG DVO NRW kann das Ministerium 
für Gesundheit, Emanzipation, Pfl ege und Alter des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (im Folgenden MGEPA ge-
nannt), im Wege der Allgemeinverfügung in begründeten 
Fällen abweichende Verfahrensfristen festlegen.

Von dieser Möglichkeit wird hiermit in Bezug auf die 
oben genannten Fristen Gebrauch gemacht, da die Bear-
beitung der Anträge auf Festsetzung der anerkennungs-
fähigen Aufwendungen von stationären Pfl egeeinrich-
tungen nach den bisherigen Erfahrungen gerade im 
ersten Festsetzungsverfahren nach den Regelungen des 
Alten- und Pfl egegesetzes (APG) und der darauf basie-
renden Verordnung (APG DVO NRW) erheblich aufwän-
diger ist, als zum Zeitpunkt des Gesetz- und Verord-
nungsgebungsverfahrens absehbar. Wesentliche Ursache 
hierfür ist die erstmalige Ermittlung der teilweise weit 
in der Vergangenheit liegenden Investitionsaufwendun-
gen der stationären Pfl egeeinrichtungen.

Dies führt dazu, dass Einrichtungen, die die bisherigen 
Fristverlängerungen in Anspruch genommen haben und 
deren Alt-Bescheid noch bis zum 31. Dezember 2016 gül-
tig ist, frühestens ab Ende des Jahres 2016 nach den Re-
gelungen des Alten- und Pfl egegesetzes und der darauf 
beruhenden APG DVO NRW beschieden werden können. 
Eine große Zahl von Einrichtungen wird ihren ersten Be-
scheid über die Festsetzung der gesondert berechenbaren 
Investitionsaufwendungen erst im Lauf des Jahres 2017 
erhalten.

1.   Bestimmung der Frist des § 8 Abs. 9 Satz 5 APG DVO 
NRW auf „innerhalb von 6 Monaten nach Erhalt des 
Festsetzungsbescheides“

Bei gemieteten Einrichtungen, deren zum 1. Februar 
2014 anerkannte Miete erheblich über dem Ergebnis der 
fi ktiven Vergleichsberechnung nach § 8 Abs. 3 bis 8 APG 
DVO liegt, führt der nunmehr erwartete Zeitpunkt, zu 
dem sie den Festsetzungsbescheid erhalten, dazu, dass 
sie das konkrete Ergebnis dieser Vergleichsberechnung 
erst unmittelbar vor Ablauf der Frist des §  8 Abs.  9 
Satz 5 APG DVO NRW oder sogar danach mitgeteilt be-
kommen. Damit ist eine Klärung mit der Vermieterin / 
dem Vermieter, inwieweit sie / er bereit ist, die vertrag-
lich vereinbarte Miethöhe ab dem 1. Januar 2020 zu re-
duzieren, nicht möglich und der Trägerin / dem Träger 
fehlt das wesentliche Argument, um ihren / seinen An-
trag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung für die 
Überschreitung der nach § 8 Abs. 3 zu berechnenden Ver-

(2) Der Inhaber des Zeugnisses über die Prüfung Spar-
kassenfachwirt für Kundenberatung ist berechtigt, die 
Bezeichnung „Sparkassenfachwirt für Kundenberatung“ 
zu führen.

(3) Die Zeugnisse werden mit dem Siegel der Sparkas-
senakademie Nordrhein-Westfalen versehen und sind 
von dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses und von 
einem Mitglied des Vorstands der Akademie zu unter-
zeichnen. 

§ 23
Einsicht in die Prüfungsunterlagen

Dem Prüfl ing wird auf Wunsch nach Abschluss des Prü-
fungsverfahrens in den Geschäftsräumen der Sparkas-
senakademie Einsicht in die eigenen Prüfungsunterlagen 
gewährt.

§ 24
Krankheit, Rücktritt, Versäumnis

(1) Ist der Prüfl ing durch Krankheit oder sonstige von 
ihm nicht zu vertretende Umstände an der Ablegung der 
Prüfung oder einzelner Prüfungsabschnitte verhindert, 
so hat er dies im Falle der Krankheit durch ein ärztliches 
Zeugnis, im Übrigen in sonst geeigneter Form nachzu-
weisen.

(2) Der Prüfl ing kann in besonderen Fällen mit Geneh-
migung des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses von 
der Prüfung zurücktreten.

(3) Bricht der Prüfl ing aus den in Absatz  1 oder 2 ge-
nannten Gründen die Prüfung ab, so wird die Prüfung 
an einem von dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
zu bestimmenden Termin fortgesetzt.

(4) Fehlt der Prüfl ing ohne ausreichenden Nachweis an 
einem Prüfungstag oder tritt er ohne Genehmigung des 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zurück, so gilt die 
Prüfung als nicht bestanden. Die Feststellung trifft der 
Prüfungsausschuss.

(5) Liefert ein Prüfl ing die Prüfungsarbeit ohne ausrei-
chende Entschuldigung nicht oder nicht rechtzeitig ab, 
so gilt sie als „ungenügend“ (0 Punkte).

§ 25
Aufbewahrung der Prüfungsakten

Die Sparkassenakademie hat die Prüfungsniederschrif-
ten der Prüfungen mindestens 20 Jahre, die Prüfungsar-
beiten und die sonstigen Unterlagen mindestens 5 Jahre, 
vom Tage der mündlichen Prüfung an gerechnet, aufzu-
bewahren.

§ 26
Übergangsvorschriften

(1) Diese Prüfungsordnung gilt für Teilnehmer der Stu-
diengänge Sparkassenfachwirt für Kundenberatung, die 
nach dem 1. Januar 2017 beginnen und auf Grundlage 
eines vom Verwaltungsrat am 23. Mai 2016 oder nach 
diesem Zeitpunkt verabschiedeten Lehrplans ausgebil-
det werden.

(2) Für Prüfungen bei Studiengängen Sparkassenfach-
wirt für Kundenberatung, die auf Grundlage der vor 
dem 23. Mai 2016 verabschiedeten Lehrpläne durchge-
führt werden, fi nden die entsprechenden Vorschriften der 
jeweiligen Prüfungsordnung der Sparkassenakademie 
Nordrhein-Westfalen vom 9. Januar 2014 weiterhin An-
wendung. 

§ 27
Inkrafttreten

Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

– MBl. NRW. 2016 S. 852
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siko vermieden, dass durch Aussetzen der Zahlungen un-
erwartet hohe Nachzahlungen „aufl aufen“. Andererseits 
sind die Bewohnerinnen und Bewohner auch geschützt, 
irgendwelche Zahlungen „ins Blaue hinein“ leisten zu 
müssen. Denn die Einrichtungen dürfen bis zur Neube-
scheidung nur die bisherigen Beträge und nicht etwa von 
ihnen geschätzte höhere Beträge o.ä. abrechnen.

Erst wenn die Einrichtungen den neuen Bescheid (mit 
einer Rückwirkung zum 1. Januar 2017) erhalten, müssen 
sie einmalig die Berechnung gegenüber ihren Bewohne-
rinnen und Bewohnern umstellen und hierbei einmalig 
auch eine Nachberechnung für den Zeitraum seit dem 1. 
Januar 2017 vornehmen. Ergibt diese Nachberechnung 
eine „Überzahlung“ seitens der Bewohnerinnen und Be-
wohner – weil der neu festgesetzte Investitionskostenbe-
trag niedriger ist als der bisherige – ist der zu viel ge-
zahlte Betrag mit dem nächsten Monatsbetrag zu 
verrechnen, so dass die Einrichtungen und die Bewohne-
rinnen und Bewohner ab der ersten Abrechnung nach 
der Neubescheidung fi nanziell genau so stehen, wie 
wenn der Neubescheid bereits zum 1. Januar 2017 ergan-
gen wäre. Ergibt sich aus dem neuen Bescheid ein höhe-
rer Investitionskostenbetrag müsste mit der ersten Ab-
rechnung der Nachzahlungsbetrag in Rechnung gestellt 
werden. Er wird dann ab dem 1. Januar 2017 geschuldet, 
wenn die Trägerin / der Träger auf der Grundlage der 
Angaben im Antrag zu dem Ergebnis gekommen ist, dass 
eine Erhöhung der anerkannten Investitionsaufwendun-
gen zu erwarten ist und sie / er der Bewohnerin / dem 
Bewohner unter Berücksichtigung der Frist des §  9 
Abs.  2 WBVG rechtzeitig mitgeteilt hat, dass beabsich-
tigt ist, auf dieser Grundlage das Heimentgelt ab dem 1. 
Januar 2017 zu erhöhen.

Die Nutzung der Rückwirkungsmöglichkeit soll aber zur 
weitgehenden Vermeidung des Aufwandes durch die bei 
rückwirkenden Bescheiden erforderlichen Nachberech-
nungen in Bezug auf die Folgefestsetzungsverfahren die 
Ausnahme sein. Bei dem ersten Verfahren nach der APG 
DVO kann die Umkehrung des Regel-/Ausnahmeverhält-
nisses jedoch toleriert werden.

Die Frist für die Erteilung des Festsetzungsbescheides 
2016/2017 soll daher abweichend auf den 31. Juli 2017 
festgelegt werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Sozial-
gericht in dessen Bezirk die Klägerin bzw. der Kläger zur 
Zeit der Klageerhebung ihren oder seinen Sitz oder 
Wohnsitz hat, zu erheben.

Düsseldorf, den 23. November 2016

Im Auftrag

– MBl. NRW. 2016 S. 855

gleichsmiete über den 1. Januar 2020 hinaus zu begrün-
den.

Mit der Verlängerung der Antragsfrist auf einen indivi-
duell zu bestimmenden Zeitpunkt „6 Monate nach Er-
halt des Festsetzungsbescheides“ wird für die notwendi-
gen Verhandlungen mit der Vermieterin / dem Vermieter 
ein Zeitraum von 6 Monaten eingeräumt. Der örtliche 
Träger der Sozialhilfe hat anschließend 6 Monate Zeit, 
über den ggf. erforderlichen Antrag auf Erteilung einer 
Ausnahmegenehmigung zur Überschreitung der nach § 8 
Abs. 3 APG DVO NRW zu berechnenden Vergleichsmiete 
zu entscheiden. Die dann bis zum Auslaufen des Be-
standsschutzes verbleibenden 1,5 bis 2 Jahre dürften im 
Regelfall ausreichen, um im Falle einer Ablehnung des 
Antrags Rechtssicherheit durch Widerspruch und erstin-
stanzliche Klage herzustellen.

Eine regelhafte Verlängerung des Bestandsschutzes für 
die zum Vertragsstand 1. Februar 2014 anerkannte Miete 
über den 31. Dezember 2019 hinaus ist dagegen in Ab-
wägung mit den Interessen der Pfl egebedürftigen und 
der das Pfl egewohngeld zahlenden Kreisen und kreis-
freien Städten nicht geboten. Die Miethöhe der betroffe-
nen Einrichtungen liegt zu diesem Zeitpunkt immer 
noch erheblich über dem Grundsatz der Vergleichbarkeit 
der anerkennungsfähigen Aufwendungen bei Miet- und 
Eigentumseinrichtungen, wie er im §  10 Abs.  8 des Al-
ten- und Pfl egegesetzes normiert ist. Damit fehlt ein die 
Miethöhe rechtfertigender Gegenwert für die Bewohne-
rinnen und Bewohner der Einrichtung.

Allenfalls in Einzelfällen, die z. B. durch die damalige 
Begründung für die vertraglich festgelegte Miethöhe, 
Änderungsmöglichkeiten im Mietvertrag, Bedarfssitua-
tion, Versorgungsalternativen sowie Handlungsalternati-
ven und wirtschaftliche Auswirkungen für die Trägerin-
nen und Träger begründet sind, kann es gerechtfertigt 
sein, dass Mieten weiter gefördert werden, die auch nach 
einer Übergangsfrist von 5 Jahren immer noch um mehr 
als 10% über dem Ergebnis der Vergleichsberechnung 
liegen, wie sie die Verordnung vorsieht. Ob ein solcher 
Einzelfall vorliegt, kann im Rahmen der Entscheidung 
über eine beantragte Ausnahmegenehmigung geprüft 
werden.

2.   Festlegung der Frist, bis zu der im Verfahren 
2016/2017 ein Bescheid zu erteilen ist, auf den 31. Juli 
2017

§  12 Abs.  3 Satz  3 APG DVO NRW sieht vor, dass ein 
Festsetzungsbescheid bis zum 15. November des Jahres 
der Antragstellung zu erteilen ist, soweit die Antragsun-
terlagen vollständig sind. Die Regelung wurde in die Ver-
ordnung aufgenommen, um zu gewährleisten, dass die 
Einrichtung nach Erhalt des Bescheides die Gelegenheit 
hat, im Falle einer Erhöhung des gesondert berechenba-
ren Investitionsaufwandes die aus diesem Grund ggf. be-
absichtigte Erhöhung des Heimentgeltes der Bewohnerin 
/ dem Bewohner rechtzeitig mitzuteilen. Für dieses Erhö-
hungsverlangen gilt gem. § 9 Abs. 2 des Wohn- und Be-
treuungsvertragsgesetzes (WBVG) eine Frist von vier Wo-
chen.

Auf dieser Grundlage wurde aufgrund der eingetretenen 
Verfahrensverzögerungen mit der Verlängerung der Gül-
tigkeit der Alt-Bescheide auch jeweils die im § 12 Abs. 3 
Satz  3 genannte Frist zweimal durch Allgemeinverfü-
gungen verlängert (zuletzt mit Allgemeinverfügung vom 
20. April 2016 auf den 25. November 2016).

Durch die dritte Änderungsverordnung zur APG DVO, 
die am 11. August 2016 in Kraft getreten ist, hat die Lan-
desregierung nunmehr eine ausdrückliche Grundlage für 
die Rückwirkung der Bescheide nach der APG DVO und 
damit eine rechtssichere Regelung für die etwaige Zeit 
zwischen eigentlichen Wirkungsende der bisherigen Be-
scheide und dem Datum der (rückwirkenden) Neube-
scheidung geschaffen.

Einrichtungen, deren Neubescheidung zum 1. Januar 
2017 erfolgen müsste, die aber ihren Bescheid ggf. erst 
später erhalten, können nach der jetzt gültigen Regelung 
des §  12 Abs.  8 und 9 APG DVO rechtssicher zunächst 
weiter auf der Basis des bisherigen Bescheids den unver-
änderten Investitionskostenbetrag abrechnen. Damit ist 
die Liquidität der Einrichtungen vollständig gesichert 
und für die Bewohnerinnen und Bewohner wird das Ri-
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7   Schlussbericht des Rechnungsprüfungsausschus-
ses über die Prüfung des Gesamtabschlusses und 
des Gesamtlageberichtes des Landschaftsverban-
des Rheinland für das Haushaltsjahr 2015 

8   Bestätigung des Gesamtabschlusses zum 31. De-
zember 2015 des Landschaftsverbandes Rhein-
land und Entlastung der LVR-Direktorin gemäß 
§ 116 GO NRW

9   Satzung zur Änderung der Satzung des Land-
schaftsverbandes Rheinland über die Entschä-
digung der Mitglieder der Landschaftsversamm-
lung und der sachkundigen Bürger in den 
Ausschüssen (Entschädigungssatzung)

10   Satzung über die Zuweisung von Mitteln der Aus-
gleichsabgabe an die örtlichen Fachstellen für be-
hinderte Menschen im Arbeitsleben im Rheinland 
für das Jahr 2017  

11  Neufassung der Satzung über die Erhebung von 
Elternbeiträgen für außerunterrichtliche Ange-
bote im Rahmen der Offenen Ganztagsschule 
(OGS) an den LVR-Förderschulen

12   Verabschiedung des Haushaltes für die Haus-
haltsjahre 2017 und 2018  

12.1.  Einwendungen gegen die im Haushaltsentwurf 
berücksichtigte Höhe des Umlagesatzes der 
Landschaftsumlage für die Haushaltsjahre 2017/ 
2018

12.2 Anträge zum Haushalt 

12.3  Haushaltssatzung des LVR mit Haushaltsplan, 
Stellenplan und sonstigen Anlagen für die Haus-
haltsjahre 2017/2018 

12.4 Wirtschaftsplanentwürfe 2017 

12.4.1 Wirtschaftsplanentwurf 2017 LVR-InfoKom 

12.4.2  Wirtschaftsplanentwurf 2017 der LVR-Jugend-
hilfe Rheinland 

12.4.3  Wirtschaftsplanentwürfe 2017 sowie Verände-
rungsnachweise zu den Wirtschaftsplänen 2017 
des LVR-Klinikverbundes 

12.4.4  Wirtschaftsplanentwürfe 2017 des LVR-Verbun-
des Heilpädagogischer Hilfen 

13  Fragen und Anfragen 

Köln, 9. Dezember 2016 

Die Direktorin 
des Landschaftsverbandes 

Rheinland 

Ulrike  L u b e k  

– MBl. NRW. 2016 S. 857

III.

Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

Öffentliche Auslegung 
des Beteiligungsberichtes 2015

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe

vom 18. November 2016

Die öffentliche Auslegung des Beteiligungsberichtes 
2015 des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe ist im 
Internet unter http://www.lwl.org/LWL/Der_LWL/Orga-
nisation/Zahlen-Fakten-Dokumente/Bekanntmachun-
gen öffentlich bekannt gemacht worden.

Münster, den 18. November 2016

Der Direktor
des Landschaftsverbandes

Westfalen-Lippe

Matthias   L ö b

– MBl. NRW. 2016 S. 857

Landschaftsverband Rheinland 

8. Sitzung 
der 14. Landschaftsversammlung Rheinland 

Bekanntmachung des Landschaftsverbandes Rheinland
vom 9. Dezember 2016 

Die 8. Sitzung der 14. Landschaftsversammlung Rhein-
land fi ndet 

am Mittwoch, 21. Dezember 2016, 10:00 Uhr 

in Köln-Deutz, Horion-Haus, Hermann-Pünder-Str. 1 

statt. 

T a g e s o r d n u n g 

1 Anerkennung der Tagesordnung 

2 Verpfl ichtung neuer Mitglieder 

3 Umbesetzungen 

4   Schlussbericht des Rechnungsprüfungsaus schus-
ses über die Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes sowie über den Jahres bericht 
der Rechnungsprüfung des Landschafts verbandes 
Rheinland für das Haushaltsjahr 2015 

5   Feststellung des Jahresabschlusses für das Haus-
haltsjahr 2015 des Landschaftsverbandes Rhein-
land, Beschluss über die Behandlung des Jahres-
überschusses und Entlastung der LVR-Direktorin 

6   Feststellung der Jahresabschlüsse 2015 der wie 
Eigenbetriebe geführten Einrichtungen 

6.1   Feststellung des Jahresabschlusses 2015 von LVR-
InfoKom und Beschluss über die Verlustbehand-
lung sowie über die Entlastung des Betriebsaus-
schusses

6.2   Feststellung des Jahresabschlusses 2015 der LVR-
Jugendhilfe Rheinland und Entlastung des Be-
triebsausschusses 

6.3   Feststellung der Jahresabschlüsse zum 31.12.2015 
des LVR-Klinikverbundes und Beschluss über die 
Gewinnverwendung und Verlustbehandlung so-
wie über die  Entlastung der Krankenhausaus-
schüsse

6.4   Feststellung der Jahresabschlüsse 2015 der LVR-
HPH-Netze und Beschluss über die Gewinnver-
wendung sowie die Entlastung des Betriebsaus-
schusses
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